
Einwohnerfragestunde 
 
 
> Ortsrat Heusweiler, 13.03.2019 < 
 
 
Gemäß der Satzung über die Einrichtung einer Einwohnerfragestunde in den 
Ortsräten und im Gemeinderat der Gemeinde Heusweiler findet vor Eintritt in 
die Tagesordnung eine Einwohnerfragestunde statt, in der anwesenden 
Einwohnerinnen und Einwohnern die Gelegenheit gegeben wird, Fragen an die 
Verwaltung und die Ratsmitglieder zu richten. Im Anschluss daran findet die 
Sitzung statt.  
 
 
Historisches evangelisches Pfarrhaus 
 
Frau André-Schmidt hat in der Heusweiler Wochenpost einen Bericht über den 
Rückbau des evangelischen Pfarrhauses in Heusweiler gelesen. Sie möchte wissen, 
ob es sich bei dem Gebäude um das historische Pfarrhaus handelt. 
 
Herr Maas weist darauf hin, dass das historische evangelische Pfarrhaus an der 
B268 unter Denkmalschutz steht und nicht abgerissen werden darf. Gemeint ist das 
ehemalige Wohnhaus des Pfarrers neben der Kindertagesstätte. 
 
 
Regenrückhaltebecken in Berschweiler 
 
Herr Reimann fragt nach, wie der aktuelle Stand zum Bau des 
Regenrückhaltebeckens in Berschweiler ist. 
 
Der Ortsvorsteher gibt zur Auskunft, dass die Umweltverträglichkeitsprüfung Bestand 
hat und demnächst das Planfeststellungsverfahren eröffnet wird. Eventuell ist sogar 
der Baubeginn noch im Jahr 2019 möglich. 
 
 
Nutzung des Seitenstreifens von Berschweiler nach Heusweiler 
 
Herr Reimann möchte wissen, ob die Möglichkeit besteht, den breiten Seitenstreifen 
Ortsausgangs Berschweiler in Richtung Heusweiler (rechte Seite) zu einem Radweg 
umzugestalten oder entsprechend zu markieren. 
 
Herr Maas sagt ihm die Prüfung durch die Verwaltung zu. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Baumfällungen am ehemaligen Schwimmbad  
 
Der Anwohner, Herr Fröhlich, weist darauf hin, dass am ehemaligen Schwimmbad 
große Bäume gefällt wurden. Er möchte wissen, ob dies so genehmigt wurde, da 
seines Erachtens die Bäume nach der Baumschutzsatzung nicht gefällt werden 
durften. 
 
Der Leiter des Fachbereich 1, Herr Ringe, gibt zur Auskunft, dass das Gelände an 
den Investor übereignet wurde und die Verantwortlichkeit für Baumfällungen nun bei 
diesem liegt. 
 
Herr Dr. Steinrücken sagt hierzu, dass im Vorfeld der Rodung im Ortsrat darüber 
gesprochen und der Investor diesbezüglich kontaktiert wurde. Jedoch scheint dies 
kein Interesse geweckt zu haben. 
 
Herr Frevel möchte gerne wissen, ob eine Fällgenehmigung seitens der Gemeinde 
erteilt wurde. 
 
 
Anschließend geht der Ortsrat zur Sitzung über. Unter Punkt 3 der 
Tagesordnung wird die Sitzung unterbrochen und die Bürgerfragestunde 
fortgesetzt: 
 
Herr Linz, als Sprecher der Bürgerinitiative, schildert den Anwesenden die Situation 
in der Straße am Sender. Er beschwert sich vehement, dass der Bau der Mauer von 
der UBA in Absprache mit der Gemeinde Heusweiler genehmigt wurde. Er zählt 
mehrere Verstöße gegen geltendes Baurecht auf. 
 
Herr Körbel beschwert sich über die großflächige Aufschüttung des Geländes im 
Rahmen der Baumaßnahme. Herr Klein, als Vertreter des Sachgebiets Hochbau 
erklärt hierzu, dass die Aufschüttung rechtskonform ist. 
 
Herr Fischer teilt mit, dass die Baumaßnahme illegal begonnen und erst genehmigt 
wurde, nachdem sich die Anwohner bei der UBA beschwert haben. 
 
Weiterhin wurden mehrere Vorwürfe durch die Anwesenden vorgebracht: 

- Optik der Straße wird zerstört (Gestaltung wie die Lerchesflur in Saarbrücken) 
- Keine Entwässerung auf dem Gelände, die Nachbarn bekommen das ganze 

Regenwasser und den Sand und Unrat in den Keller gespült 
- Die durchgehende Pflasterung des Bürgersteigs wird unterbrochen, eine 

Stolperstufe wurde geschaffen 
- Dem Bürgermeister wird vorgeworfen im Sinne eines Einzelinteresses 

entschieden zu haben 
 
Von Herrn Dr. Steinrücken wird anschließend auf eine ähnliche Problem-Bebauung 
in der Illinger Straße hingewiesen. An der Einmündung zum Kleestück wird der 
Bürgersteig unterbrochen. Hier wurde eine Einfriedung errichtet, die das Einsehen 
der Straße unmöglich macht. Es handelt sich hierbei um einen Schulweg! 
 
Herr Dr. Steinrücken sieht hier die Verwaltung in der Pflicht reglementierend 
einzuwirken und die Bebauungspläne jetzt und für die Zukunft entsprechend 
anzupassen. 


